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Düsseldorf, Juli 2026 
 
Der Industrieverband Garten (IVG) e. V. bedankt sich für die Möglichkeit, zu dem Entwurf 
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz zum Gesetz zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur 
Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung Stellung beziehen zu 
dürfen.  
 

Allgemeine Anmerkungen 
Der Industrieverband Garten e. V. begrüßt grundsätzlich das Ziel, Naturschutz, 
Biodiversität und natürlichen Klimaschutz zu stärken. Zugleich weist der IVG darauf hin, 
dass die vorgesehenen Regelungen zu Mooren und Moorböden differenziert ausgestaltet 
werden müssen. Eine pauschale naturschutzrechtliche Aufwertung sämtlicher Moorböden 
oder eine faktische generelle Unterschutzstellung würde den unterschiedlichen 
Nutzungszuständen, Funktionen und Vorbelastungen dieser Flächen nicht gerecht. 
Der Referentenentwurf stellt natürliche, nicht entwässerte Moore sowie bestimmte 
Wiedervernässungsmaßnahmen in ein überragendes öffentliches Interesse und zählt 
Moorböden zugleich zur „Natürlichen Infrastruktur“. Aus Sicht des IVG ist hierbei zwingend 
zwischen natürlichen, intakten Mooren, landwirtschaftlich genutzten entwässerten 
Moorböden, bereits veränderten Flächen sowie rechtmäßig genehmigten oder 
genehmigungsfähigen Abbauflächen zu unterscheiden. 
Torf ist weiterhin ein wichtiger Rohstoff für den Gartenbau, insbesondere für professionelle 
Kultursubstrate. Regional gewonnener Torf leistet einen Beitrag zur 
Versorgungssicherheit des europäischen Gartenbaus, zur Qualitätssicherung in der 
Pflanzenproduktion und zur Verringerung von Abhängigkeiten von Importrohstoffen. 
Gerade angesichts begrenzter Verfügbarkeit alternativer Substratausgangsstoffe, 
logistischer Herausforderungen und steigender Nachfrage nach Kultursubstraten muss 
die Gewinnung heimischer Rohstoffe unter klaren ökologischen und rechtlichen 
Anforderungen weiterhin möglich bleiben. 
Der IVG lehnt daher jede Auslegung ab, wonach Moorböden allein aufgrund ihrer 
bodenkundlichen Einordnung pauschal einer Schutzkulisse zugeordnet werden, die 
künftige Genehmigungen zur Torfgewinnung faktisch ausschließt. Stattdessen muss 
weiterhin im Einzelfall auf Grundlage bestehender fachrechtlicher Anforderungen, 
insbesondere Umweltverträglichkeitsprüfung, Naturschutzrecht, Wasserrecht, 
Bodenschutzrecht und raumordnerischer Vorgaben, geprüft werden, ob eine 
Torfgewinnung zulässig ist. 
 
Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E 
Der Entwurf sieht vor, den Schutz natürlicher, nicht entwässerter Moore sowie die 
Wiedervernässung von Moorböden, sofern diese aus Mitteln des Aktionsprogramms 
Natürlicher Klimaschutz gefördert wird, in das überragende öffentliche Interesse zu stellen. 
Der IVG erkennt die besondere Bedeutung natürlicher und nicht entwässerter Moore für 
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Biodiversität, Wasserhaushalt und Klimaschutz ausdrücklich an. Diese Flächen 
unterscheiden sich jedoch wesentlich von bereits entwässerten, anthropogen überprägten 
oder langjährig genutzten Moorböden. Eine Vermischung dieser Kategorien würde zu 
erheblichen Fehlsteuerungen führen. 
 
Der IVG fordert daher eine klarstellende Differenzierung im Gesetzestext oder zumindest in 
der Begründung: 
Vorschlag: 
Das überragende öffentliche Interesse sollte sich ausschließlich auf natürliche, nicht 
entwässerte Moore sowie auf freiwillige und fachlich geeignete 
Wiedervernässungsmaßnahmen beziehen. Es darf nicht so verstanden werden, dass 
sämtliche Moorböden unabhängig von Zustand, Nutzung, Vorprägung und 
Genehmigungslage pauschal vorrangig zu schützen oder einer Wiedervernässung 
zuzuführen sind. 
 
Positiv ist, dass die Begründung ausdrücklich festhält, dass der Grundsatz, entwässerte 
Moorbodenflächen lediglich auf Basis des Prinzips der Freiwilligkeit wiederzuvernässen, 
unberührt bleibt. Diese Klarstellung sollte im weiteren Verfahren beibehalten und möglichst 
im Gesetzestext abgesichert werden. 
 
Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E – Natürliche Infrastruktur 
Der neue § 20a BNatSchG-E definiert die „Natürliche Infrastruktur“ als Kulisse von Flächen, 
die für die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege von besonderer Bedeutung 
sind. Zu dieser Kulisse sollen ausdrücklich auch „Moorböden“ zählen. 
 
Der IVG sieht diese pauschale Einordnung kritisch. Der Begriff „Moorböden“ ist sehr weit und 
umfasst nicht nur naturnahe oder wiedervernässbare Flächen, sondern auch seit langer Zeit 
entwässerte, landwirtschaftlich genutzte, infrastrukturell überprägte oder anderweitig 
anthropogen veränderte Standorte. Eine generelle Einbeziehung aller Moorböden in die 
Natürliche Infrastruktur würde eine flächendeckende Schutzkulisse schaffen, ohne die 
tatsächliche ökologische Wertigkeit und den konkreten Zustand der Fläche ausreichend zu 
berücksichtigen. 
 
Dies ist insbesondere deshalb problematisch, weil Eingriffe in Flächen der Natürlichen 
Infrastruktur nach § 15 Abs. 3b BNatSchG-E einen um 20 Prozent erhöhten 
biotopwertbezogenen Kompensationsbedarf auslösen sollen. Damit hätte die pauschale 
Einordnung von Moorböden unmittelbare rechtliche und wirtschaftliche Folgen für Vorhaben, 
ohne dass eine einzelfallbezogene Bewertung der betroffenen Fläche vorausgeht. 
Der IVG fordert daher, die Einbeziehung von Moorböden in § 20a BNatSchG-E zu 
präzisieren. 
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Formulierungsvorschlag zu § 20a Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe c: 
Statt 
„Moorböden und unbebaute rezente Auen“ 
sollte formuliert werden: 
 
„naturnahe, nicht entwässerte Moore sowie solche Moorböden, die aufgrund ihres aktuellen 
ökologischen Zustands, ihrer Wiederherstellungsfähigkeit und ihrer Bedeutung für 
Biodiversität, Wasserhaushalt oder natürlichen Klimaschutz fachlich als Bestandteil der 
Natürlichen Infrastruktur bestimmt werden“. 
 
Mindestens sollte gesetzlich klargestellt werden, dass die Einordnung als Natürliche 
Infrastruktur nicht automatisch für sämtliche Moorböden gilt, sondern einer fachlichen 
Bewertung bedarf. 
 
Bedeutung regional gewonnenen Torfs für den Gartenbau 
Regional gewonnener Torf ist für die deutsche und europäische Substratwirtschaft sowie den 
Gartenbau in Europa weiterhin von existenzieller Bedeutung. Er erfüllt in Kultursubstraten 
wichtige physikalische, chemische und biologische Funktionen, unter anderem hinsichtlich 
Strukturstabilität, Luft- und Wasserführung, pH-Steuerung, Nährstoffmanagement, Hygiene 
und Kultursicherheit. Diese Eigenschaften sind insbesondere im professionellen Gartenbau 
relevant, wo Kulturausfälle erhebliche wirtschaftliche Folgen haben können. 
 
Der Einsatz alternativer Substratausgangsstoffe wird von der Branche seit vielen Jahren 
intensiv vorangetrieben. Gleichwohl sind geeignete Alternativen nicht unbegrenzt verfügbar 
und nicht in allen Kulturen, Klimazonen und Produktionssystemen ohne Weiteres in gleicher 
Funktionalität einsetzbar. Eine erfolgreiche Transformation setzt daher 
Versorgungssicherheit, ausreichende Rohstoffmengen, wissenschaftlich validierte 
Kulturversuche und realistische Übergangszeiträume voraus. 
 
Regional gewonnener Torf kann in diesem Transformationsprozess eine wichtige Brücken- 
und Sicherheitsfunktion übernehmen. Er trägt dazu bei, Kultursubstrate in gleichbleibender 
Qualität herzustellen, die Versorgung des Gartenbaus sicherzustellen und Abhängigkeiten 
von importierten Rohstoffen mit teilweise langen Transportwegen oder unklarer 
Nachhaltigkeitsbilanz zu begrenzen. 
 
Eine pauschale Verschärfung für sämtliche Moorböden würde diese Rohstoffbasis 
gefährden, ohne zwingend zu mehr Klima- oder Naturschutz zu führen. Entscheidend ist nicht 
ein pauschaler Ausschluss, sondern eine differenzierte Prüfung im Einzelfall. 
 
Genehmigungen zur Torfgewinnung müssen weiterhin möglich bleiben 
Der IVG fordert ausdrücklich, dass Genehmigungen zur Gewinnung von Torf weiterhin 
möglich bleiben müssen, sofern die fachrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Dies gilt 
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insbesondere für Vorhaben, die im Rahmen einer Umweltverträglichkeitsprüfung und der 
einschlägigen naturschutz-, wasser-, bodenschutz- und planungsrechtlichen Anforderungen 
geprüft werden. 
 
Das bestehende Genehmigungsrecht stellt bereits sicher, dass Auswirkungen auf Natur, 
Landschaft, Wasserhaushalt, Klima und Biodiversität bewertet und abgewogen werden. 
Zudem können Rekultivierungs-, Wiedervernässungs- oder Folgenutzungskonzepte 
verbindlich festgelegt werden. Eine zusätzliche pauschale gesetzliche Vorfestlegung über 
die Einordnung sämtlicher Moorböden als Natürliche Infrastruktur würde diese 
einzelfallbezogene Prüfung entwerten. 
 
Der IVG fordert daher eine Klarstellung, dass rechtmäßig beantragte, genehmigte oder 
genehmigungsfähige Torfgewinnungsvorhaben durch die neuen Regelungen nicht faktisch 
ausgeschlossen werden. 
 
Vorschlag für eine Klarstellung in § 20a oder in der Gesetzesbegründung: 
„Die Einordnung von Moorböden als Bestandteil der Natürlichen Infrastruktur ersetzt nicht 
die fachrechtliche Prüfung im Einzelfall und steht der Zulassung von Vorhaben zur 
Gewinnung von Torf nicht entgegen, sofern die hierfür geltenden umwelt-, naturschutz-, 
wasser-, bodenschutz- und planungsrechtlichen Anforderungen erfüllt sind.“ 
 
Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E 
Nach dem Entwurf erhöht sich der biotopwertbezogene Kompensationsbedarf um 20 
Prozent, wenn Eingriffe in Flächen der Natürlichen Infrastruktur erfolgen. In Verbindung mit 
der pauschalen Aufnahme von Moorböden in § 20a kann dies zu einer erheblichen 
Zusatzbelastung für Vorhaben auf Moorböden führen. 
 
Der IVG hält einen pauschalen Malus für Eingriffe in alle Moorböden für nicht sachgerecht. 
Die ökologische Wertigkeit von Moorböden ist stark abhängig von Wasserstand, 
Nutzungsgeschichte, Vegetation, Bodenzustand, Treibhausgasbilanz, 
Wiederherstellungspotenzial und bestehender Vorbelastung. Ein pauschaler Aufschlag 
unabhängig vom tatsächlichen Zustand der Fläche widerspricht einer differenzierten 
naturschutzfachlichen Bewertung. 
 
Der IVG fordert daher, § 15 Abs. 3b nur auf solche Flächen der Natürlichen Infrastruktur 
anzuwenden, deren besondere naturschutzfachliche Bedeutung im Einzelfall oder durch eine 
belastbare fachliche Kulisse festgestellt wurde. Für bereits rechtmäßig genehmigte, 
beantragte oder planerisch vorbereitete Vorhaben müssen Bestandsschutz- und 
Übergangsregelungen greifen. 
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Ergänzender allgemeiner Hinweis zu regionalen Betroffenheiten 
Unabhängig von der Frage der Torfgewinnung weist der IVG darauf hin, dass eine pauschale 
Einordnung von „Moorböden“ als Bestandteil der Natürlichen Infrastruktur in bestimmten 
Regionen zu erheblichen praktischen und strukturellen Problemen führen kann. 
Insbesondere in Teilen Niedersachsens, aber auch in anderen moorreich geprägten 
Landschaftsräumen, befinden sich seit langem ganze Siedlungen, Straßen, Gewerbeflächen, 
landwirtschaftliche Betriebe sowie Anlagen der Energieinfrastruktur auf Moorböden. Dies ist 
keine Folge einer besonderen Standortentscheidung einzelner Vorhabenträger, sondern 
Ausdruck der natürlichen Beschaffenheit dieser Regionen. 
 
In solchen Räumen lässt sich ein Eingriff in Moorböden bei Infrastruktur-, Bau- oder 
Wirtschaftsvorhaben häufig nicht vermeiden. Eine pauschale Einbeziehung sämtlicher 
Moorböden in eine besondere Schutzkulisse würde daher Regionen mit hohem 
Moorbodenanteil einseitig belasten und gegenüber anderen Regionen ungleich behandeln. 
Dies gilt insbesondere in Verbindung mit dem vorgesehenen erhöhten Kompensationsbedarf 
für Eingriffe in Flächen der Natürlichen Infrastruktur. 
 
Die Regelung hätte damit Auswirkungen, die weit über die Torf- und Substratwirtschaft 
hinausgehen. Betroffen wären auch Kommunen, Anwohnerinnen und Anwohner, 
landwirtschaftliche Betriebe, Gewerbetreibende sowie Vorhabenträger im Bereich Wohnen, 
Verkehr, Energie und sonstiger Infrastruktur. Gerade in moorreich geprägten Regionen 
könnte dies das Bauen, Wirtschaften und die kommunale Entwicklung erheblich erschweren. 
Der IVG fordert daher, bei der Definition der Natürlichen Infrastruktur nicht pauschal auf das 
Vorliegen von Moorböden abzustellen, sondern den tatsächlichen Zustand, die Nutzung, die 
Vorprägung, die ökologische Wertigkeit und die praktische Vermeidbarkeit eines Eingriffs zu 
berücksichtigen. Nur eine solche differenzierte Betrachtung verhindert unverhältnismäßige 
Belastungen einzelner Regionen und gewährleistet eine sachgerechte, praxistaugliche 
Anwendung der Regelung. 
 
Zusammenfassung der IVG-Position 
Der IVG fordert im weiteren Gesetzgebungsverfahren folgende Klarstellungen: 
Erstens muss zwischen natürlichen, nicht entwässerten Mooren, entwässerten Moorböden, 
landwirtschaftlich genutzten Flächen, vorbelasteten Standorten und genehmigungsfähigen 
Rohstoffgewinnungsflächen klar unterschieden werden. 
 
Zweitens darf die Aufnahme von Moorböden in die Natürliche Infrastruktur nicht zu einer 
generellen Unterschutzstellung sämtlicher Moorböden führen. 
 
Drittens muss regional gewonnener Torf als wichtiger Rohstoff für die Versorgungssicherheit 
des Gartenbaus weiterhin verfügbar bleiben. 
 
Viertens müssen Genehmigungen zur Torfgewinnung nach Durchführung der jeweils 
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erforderlichen Umweltverträglichkeitsprüfung und fachrechtlichen Prüfung weiterhin möglich 
sein. 
 
Fünftens darf der vorgesehene Kompensationsaufschlag für Eingriffe in die Natürliche 
Infrastruktur nicht pauschal und undifferenziert auf sämtliche Moorböden angewendet 
werden. 
 
Sechstens sollte die im Entwurf angelegte Freiwilligkeit der Wiedervernässung entwässerter 
Moorbodenflächen ausdrücklich abgesichert werden. 
 
Der IVG steht für einen sachlichen Dialog über Moor-, Klima- und Naturschutz sowie über 
eine realistische Transformation der Substratwirtschaft zur Verfügung. Erfolgreicher 
Naturschutz und Versorgungssicherheit im Gartenbau dürfen nicht gegeneinander 
ausgespielt werden, sondern müssen durch differenzierte, praxistaugliche und 
wissenschaftlich fundierte Regelungen miteinander in Einklang gebracht werden. 
 
Für Details und weiteren Austausch stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Über den IVG 
Im Industrieverband Garten (IVG) e.V. haben sich Hersteller von Produkten der 
„Grünen Branche“ für den Hobby- und Profimarkt zusammengeschlossen – darunter 
Pflanzenhersteller, Produzenten von Forst-, Garten- und Rasenpflegegeräten, 
Hersteller von Garten-Lifestyle-Produkten, von Produkten zur Pflanzenpflege, -
ernährung und -gesundheit, Hersteller von Substraten, Erden und Ausgangsstoffen 
sowie Hersteller von Produkten für den Erwerbsgartenbau. Der IVG vereint derzeit 
rund 150 Mitgliedsunternehmen der Gartenbranche und hat seine Kernkompetenzen 
in den Bereichen Information, Netzwerk, Öffentlichkeitsarbeit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung der Veröffentlichung: ja 

mailto:verband@ivg.org
https://www.ivg.org

	Allgemeine Anmerkungen 
	Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E 
	Vorschlag: 
	Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E – Natürliche Infrastruktur 
	Bedeutung regional gewonnenen Torfs für den Gartenbau 
	Genehmigungen zur Torfgewinnung müssen weiterhin möglich bleiben 
	Vorschlag für eine Klarstellung in § 20a oder in der Gesetzesbegründung: 
	Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E 
	Ergänzender allgemeiner Hinweis zu regionalen Betroffenheiten 
	Zusammenfassung der IVG-Position 
	Über den IVG 




